
 
 

 

ZVEI-Seiter 
 
 

European Media Freedom Act: Stärkung der Me-
dienvielfalt im Einklang mit dem europäischen 
Binnenmarkt 
 
 

Die EU-Kommission hat sich zum Ziel gesetzt, die Medienfreiheit in der Europäischen Union besser zu schüt-
zen. Im Oktober 2022 hat sie daher einen Vorschlag für den European Media Freedom Act (EMFA) vorgelegt. 
Der ZVEI unterstützt nachdrücklich die Ziele des EMFA. Der Schutz der Medienfreiheit und die Stärkung des 
EU-Binnenmarktes sind entscheidende Eckpfeiler für ein starkes und widerstandsfähiges Europa. 
 
Der EMFA hat das Potenzial, den EU-Binnenmarkt durch einen verlässlichen Rechtsrahmen in ganz Europa zu 
stärken. Die Fragmentierung des Binnenmarktes in Bezug auf Mediengesetze und die uneinheitliche Rechts-
durchsetzung stehen diesem Ziel entgegen und werden in dem Vorschlag zu Recht adressiert. Die im Entwurf 
vorgeschlagenen Maßnahmen müssen jedoch noch weiter angepasst werden, um die Komplexität, die durch 27 
nationale Mediengesetze in der EU entstanden ist, und die damit verbundene Rechtsunsicherheit zu klären.  
 
 

Unsere Positionen 
 
Um einen stärkeren Binnenmarkt und mehr Verlässlichkeit und Vorhersehbarkeit zu schaffen, kommt es auf die 
folgenden Punkte an: 
 

• Harmonisierung sicherstellen: Die von der Kommission vorgeschlagenen unverbindlichen Leitlinien zur 
Regelung von besonderer Auffindbarkeit von Medieninhalten können das Problem der Fragmentierung nicht 
abmildern. Für mehr Rechtssicherheit braucht es einen verlässlichen und angemessenen Rechtsrahmen. 
Der ZVEI schlägt die Verabschiedung eines Implementierungsaktes vor, um Rahmenbedingungen zur 
Umsetzung besonderer Auffindbarkeit in der Europäischen Union zu harmonisieren. 

• Anwendungsbereich und Begrifflichkeiten klären: Begriffe wie Benutzeroberfläche oder Standardeinstel-
lungen (Art. 19) müssen im EMFA definiert werden. Dies vermeidet eine unterschiedliche Interpretation in 
den Mitgliedstaaten und beugt Übersetzungsfehlern vor.  

• Regulierungsziele schärfen und Verhältnismäßigkeit wahren: Für Vorschriften zur Herstellung von höhe-
rer Nutzerfreundlichkeit fehlt der Regelungsgrund. Bei Beibehalten von Regelungen zur Anpassung von Be-
nutzeroberflächen müssen die Grenzen des technisch Machbaren und die Verhältnismäßigkeit gewahrt blei-
ben. 

• Parallelstrukturen vermeiden: Die gut funktionierende Abstimmung in bestehenden Europäischen und in-
ternationalen Standardisierungsgremien darf nicht geschwächt werden. Es bedarf keiner Gründung einer 
hiervon isolierten Arbeitsgruppe zur Erarbeitung „technischer Standards“.  
 

 

Aktueller Sachstand 
 

• Im Oktober 2022 hat die europäische Kommission einen Vorschlag für den EMFA vorgelegt. Damit er gelten-
des Recht wird, müssen das Europäische Parlament und die Mitgliedstaaten im Rat dem Kommissionsvor-
schlag zustimmen. Ziel ist es, den EMFA vor den Europawahlen 2024 zu verabschieden. 

• In der EU bestehen gegenwärtig 27 nationale Mediengesetze mit entsprechend unterschiedlichen Vorgaben 
und Regelungen. Damit verbunden ist eine Fragmentierung des Binnenmarkts und eine uneinheitliche 
Rechtsdurchsetzung. In Deutschland wurden etwa durch den Medienstaatsvertrag der Länder extensive Re-
gelungen für Benutzeroberflächen getroffen, die es erforderlich machen, TV-Geräte, Set-Top-Boxen oder 
auch TV-Streaming-Sticks für den deutschen Markt gesondert anzupassen.  

• Dies resultiert insbesondere aus Regelungen zur hervorgehobenen Auffindbarkeit. Nach deutscher Rechts-
lage müssen national bestimmte Public-Value-Angebote auf Benutzeroberflächen leicht auffindbar gemacht 



werden. Als Public-Value-Angebote werden Angebote verstanden, die einen besonderen Beitrag zur Mei-
nungs- und Angebotsvielfalt im Bundesgebiet leisten. Zu den so privilegierten Angeboten zählen Inhalte der 
öffentlich-rechtlichen Rundfunksender sowie über 300 von den Medienanstalten ausgewählte Angebote. 

 
 

Hintergrund: Zahlen, Daten, Fakten 
 

 
 

• Nachdem Deutschland als erster EU-Mitgliedstaat Regelungen zu hervorgehobener Auffindbarkeit von gene-
ral interest Inhalten eingeführt hatte, werden solche Vorgaben aktuell auch in Frankreich und Italien disku-
tiert. Ein Regierungsvorschlag zur Einführung solcher Prominenzregelungen liegt bereits vor. In Schweden 
wurde ebenfalls die Debatte aufgenommen: Eine Konsultation wurde eröffnet, aus deren Ergebnissen ein 
Vorschlag entwickelt werden soll. Aufgrund der Öffnungsklausel in Art. 7a AVMD können potenziell sämtli-
che Mitgliedstaaten hierzu eigene Konzepte entwickeln. 
 

• Die nutzerfreundliche Gestaltung von Benutzeroberflächen stellt ein wichtiges Merkmal des Wettbewerbs der 
Geräteindustrie und von Betreibern audiovisueller Plattformen dar. Mehr als die Hälfte der Nutzenden belas-
sen Umfragen zufolge ihre Smart-TV Benutzeroberfläche im Originalzustand. Die meisten kommen mit der 
Oberfläche gut zurecht und verzichten darauf, z.B. Apps zu verschieben oder zu löschen. Nur 23 % passen 
die Oberfläche nicht an, weil es ihnen zu aufwändig ist (die medienanstalten -Videotrends 2022).  

 
 

Fazit: Der EMFA-Vorschlag adressiert zu Recht diese Fragmentierung des EU-Binnenmarkts und hat das Po-
tenzial, den Markt durch einen verlässlichen Rechtsrahmen in ganz Europa zu stärken. Für die im ZVEI organi-
sierten Hersteller von Consumer Electronics bietet der EMFA die Chance, die Komplexität der Reglungen in der 
EU und die damit einhergehende Rechtsunsicherheit und Zusatzkosten bei europaweitem Vertrieb zu reduzie-
ren – sofern weitere Anpassungen vorgenommen werden. 
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    Überblick Mitgliedstaaten mit Gesetzgebung zu hervorgehobener Auffindbarkeit 
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Mitgliedstaaten mit Gesetzgebung zu 

hervorgehobener Auffindbarkeit

Mitgliedstaaten mit Gesetzgebung zu 

hervorgehobener Auffindbarkeit in Diskussion


